
Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Enrico Komning, Leif-Erik Holm, 
Dr. Malte Kaufmann, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 20/10934 –

Bedeutung von Exnovationen und Nischeninnovationen im Rahmen der 
sogenannten sozial-ökologischen Transformation

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Bundesregierung arbeitet derzeit an der sogenannten sozial-ökologischen 
Transformation der deutschen Wirtschaft und der deutschen Industrie. Ein 
wesentliches Ziel ist die sogenannte Klimaneutralität. Bis zum Jahr 2045 soll 
Deutschland demnach sogenannte Treibhausgasneutralität erreichen: Es soll 
dann ein Gleichgewicht zwischen Treibhausgas-Emissionen einerseits und 
deren Abbau andererseits herrschen. Nach dem Jahr 2050 strebt die Bundes-
regierung sogar negative Emissionen an. Dann soll Deutschland mehr Treib-
hausgase in natürlichen Senken einbinden, als es ausstößt (www.bundesregier
ung.de/breg-de/schwerpunkte/klimaschutz/klimaschutzgesetz-2021-1913672).

Für viele Aspekte der sogenannten sozial-ökologischen Transformation zeich-
net das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) verant-
wortlich. Insbesondere die vom BMWK herausgegebenen Jahreswirtschafts-
berichte 2022, 2023 und 2024 informieren die Öffentlichkeit über die Pläne 
der Bundesregierung in dieser Hinsicht und deren bisherige Umsetzung. Aller-
dings handelt es sich bei dieser „Transformation“ laut Angaben der Bundes-
regierung um eine „gesamtgesellschaftliche Aufgabe“, sodass naturgemäß 
auch weitere Ressorts davon betroffen sind (www.bundesregierung.de/breg-d
e/schwerpunkte/klimaschutz/allianz-fuer-transformation/transformation-frage
n-und-antworten-2204050).

So arbeitet insbesondere die zentrale Umweltbehörde der Bundesrepublik 
Deutschland, das dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) zugeordnete deutsche Umwelt-
bundesamt (UBA), seit Jahren daran, Strategien für die Um- und Durchset-
zung der sogenannten sozial-ökologischen Transformation zu entwickeln. In 
seinen zahlreichen Veröffentlichungen entwickelt das UBA u. a. Konzepte 
einer sogenannten transformativen Umweltpolitik, wobei es ausdrücklich um 
die „Förderung gesellschaftlichen Wandels“ geht (z. B. www.umweltbundesa
mt.de/publikationen/transformative-umweltpolitik-ansaetze).

Hierbei liegt ein Fokus des UBA auf der sogenannten sozial-ökologischen 
Transformation des Ernährungssystems. Dieses Problem fällt im Wesentlichen 
in den Aufgabenbereich des Bundesministeriums für Ernährung und Land-
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wirtschaft (BMEL; www.bmel.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2022/1
53-oecd-agrar-ernaehrungssysteme.html). Laut UBA hat die Art und Weise, 
wie in Deutschland die Ernährung organisiert wird – von der Saatgut- und 
Düngemittelherstellung, über den Anbau, die Verarbeitung und Vermarktung 
bis zum Konsum und zur Entsorgung von Lebensmitteln – enorme Auswir-
kungen auf die Umwelt. Ausdrücklich heißt es: „Eine Transformation des Er-
nährungssystems ist für dessen Nachhaltigkeit dringend geboten“ (www.umw
eltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/2019-08-15_te
xte_84-2019_transfern-ap1_0.pdf, S. 4).

Die Fragesteller interessieren sich in diesem Zusammenhang besonders für 
das Konzept der sogenannten Exnovationen. Dieser Begriff taucht vor allem 
im Zusammenhang mit der Transformation des Ernährungssystems auf und 
beschreibt „ein gezieltes Abschaffen oder Beenden bestehender Technologien, 
Organisationsstrukturen oder Verhaltensweisen“ (www.umweltbundesamt.de/s
ites/default/files/medien/479/publikationen/texte_137-2021_sozial-oekologisc
he_transformation_des_ernaehrungssystems.pdf, S. 12, im Folgenden zitiert 
als UBA 137/2021). Der Begriff der „Exnovationen“ findet sich auch in neue-
ren Texten des UBA, wie z. B. in UBA 44/2023 vom Dezember 2023 (www.u
mweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/11850/publikationen/44_2023_t
exte_einflussfaktoren_auf_umweltpolitiktransfer.pdf) oder UBA 30/2023 vom 
Februar 2023 (www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publi
kationen/texte_30-2023_metaanalyse_ausgewaehlter_uba-forschungsprojekt
e_nachhaltigkeitsorientierter_politik.pdf). In letzterer Publikation wird die 
sogenannte Exnovation als „Destabilisierungsprozess nicht-nachhaltiger Sys-
temkonfigurationen“ beschrieben (ebd., S. 51).

Das UBA bemüht sich im Zusammenhang mit dem Ernährungssystem aus-
drücklich um die „Ausarbeitung konkreter Exnovationsstrategien“ 
(UBA 137/2021, S. 12). Es konnte dabei insbesondere vier politische Hand-
lungsansätze differenzieren (ebd.):

– Bestehende nicht-nachhaltige Praktiken und Technologien de-legitimieren,

– Spielregeln ändern (u. a. Unterstützung bestehender Regime-Technologien 
und Praktiken beenden),

– Soziale Netzwerke verändern und Austausch zentraler Akteure fördern,

– sozio-ökonomischen Ausgleich vornehmen.

Die vom UBA abgeleiteten Politikoptionen transformationsorientierter Um-
weltpolitik zielen explizit darauf ab, „das bestehende, nicht-nachhaltige Sys-
tem aufzubrechen und für einen tiefgreifenden Wandel in Richtung Nachhal-
tigkeit zu öffnen.“ Transformative Innovationen seien „disruptiv“ und zielten 
darauf ab, „bisherige Technologien und Praktiken zu ersetzen, statt sie nur zu 
verbessern.“ Transformation bedeute „insbesondere auch die Beendigung und 
das Ausschleusen nicht-nachhaltiger Technologien, Praktiken und Strukturen 
(Exnovation)“ (UBA 137/2021, S. 27).

Anhand tierischer Lebensmittel, also Fleisch, Eier und Milch, wird der Pro-
zess der Exnovation exemplarisch simuliert. So solle u. a. die Schaffung neuer 
Narrative – auch mit etablierten Institutionen wie der Deutschen Gesellschaft 
für Ernährung e. V. (DGE) – die Delegitimierung tierischer Lebensmittel vo-
ranbringen. Aber auch die Abschaffung des reduzierten Mehrwertsteuersatzes 
auf Lebensmittel tierischen Ursprungs, andere Besteuerungen oder das Auf-
kündigen von Subventionen sollen dazu beitragen, die Produktion und den 
Konsum tierischer Produkte zu beenden und eine pflanzenbasierte Ernährung 
zu fördern. Unter Betrachtung des derzeitigen agrar- und ernährungspoliti-
schen Geschehens zeigen sich nach Auffassung der Fragesteller durchaus Pa-
rallelen zwischen dem politischen Führungsstil des Bundesministers für Er-
nährung und Landwirtschaft Cem Özdemir und den oben dargelegten Inhalten 
des UBA-Abschlussberichts. Die Ernährungsstrategie des Bundesministe-
riums für Ernährung und Landwirtschaft identifiziert eine pflanzenbetonte Er-
nährungsweise gemeinsam mit der Einhaltung der DGE-Qualitätsstandards für 
die Gemeinschaftsverpflegung als eine wichtige Stellschraube im Ernährungs-
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bereich (gvpraxis.food-service.de/gvpraxis/news/bmel--ernaehrungsstrategie-b
eschluss-steht.-oezdemir-gemeinschaftsverpflegung-als-hebel-nutzen.-54367). 
Zusätzlich sollen die Tierzahlen in der Nutztierhaltung durch den Umbau mas-
siv abgebaut werden (www.bmel.de/DE/themen/tiere/umbau-tierhaltung/umba
u-tierhaltung_node.html), und Fleisch wird wohlmöglich mit einer zusätz-
lichen Verbrauchsteuer künstlich verteuert werden (www.berliner-kurier.de/po
litik-wirtschaft/gruenen-minister-plant-fleisch-steuer-was-bedeutet-das-fuer-v
erbraucher-li.2184560). Aber auch der stetige Abbau der Agrardieselrückver-
gütung für die Landwirtschaft trägt nach Auffassung der Fragesteller die 
Handschrift des UBA-Abschlussberichts (www.agrarheute.com/politik/abscha
ffung-agrardiesel-fuer-landwirte-schuld-614364).

Neben den „Exnovationen“ erforscht das UBA außerdem Handlungsansätze 
zur Förderung der Ausbreitung von sogenannten Nischeninnovationen. Damit 
sind Innovationen gemeint, „die sich aufgrund der Stabilität des Regimes dort 
nicht entwickeln können“. Als Beispiele für Nischeninnovationen im Bereich 
des Ernährungssystems zählt das UBA (137/2021) u. a. „In-Vitro-Fleisch“, 
„Fleischersatzprodukte“, „Essbare Städte“, „Precycling“, „Veganen Konsum“ 
und „Zweinutzungshühner“ auf. Laut UBA (137/2021, S. 12) gelangen solche 
Nischeninnnovationen „insbesondere dann von der Nischenebene ins Regime, 
wenn das Regime durch externen Druck oder innere Dynamiken destabilisiert 
ist. Dadurch kann dann eine Transformation stattfinden und dort eine neue, 
stabile Regimekonfiguration entstehen“ (ebd.).

Die Fragesteller sind daran interessiert, zu erfahren, inwiefern sich die Bun-
desregierung bei der Umsetzung der sogenannten sozial-ökologischen Trans-
formation an Strategien und Empfehlungen orientiert, die vom UBA ausgear-
beitet wurden. Außerdem interessieren sie sich dafür, wie die Bundesregierung 
die Arbeit des UBA bewertet. Die Delegitimierung bestehender Praktiken und 
Technologien, das Aufbrechen des bestehenden Systems und die Destabilisie-
rung des bestehenden Regimes (z. B. UBA 137/2021, S. 19 f.) erscheinen den 
Fragestellern Aufgaben zu sein, denen sich eine Bundesbehörde eines demo-
kratischen Staates nicht widmen sollte.

1. Welche Rolle spielten und spielen die vom UBA entwickelten Strategien 
und Konzepte in den Plänen und Handlungen der Bundesregierung zur 
Umsetzung der sogenannten sozial-ökologischen Transformation (vgl. 
Vorbemerkung der Fragesteller)?

a) Hat die Bundesregierung bei der Planung, Umsetzung oder Durchset-
zung der sogenannten sozial-ökologischen Transformation auf vom 
UBA entwickelte oder ausgearbeitete Konzepte und Strategien zurück-
gegriffen, und wenn ja, auf welche, in welchen Ressorts, und inwie-
fern?

b) Hat die Bundesregierung bei der Planung, Umsetzung oder Durchset-
zung der sogenannten sozial-ökologischen Transformation Konzepte 
und Strategien, die vom UBA entwickelt oder ausgearbeitet wurden, 
erwogen und verworfen, und wenn ja, welche, und aus welchem 
Grund?

c) Lassen sich die Bundesregierung bzw. die einzelnen Bundesministe-
rien bei der Planung, Umsetzung oder Durchsetzung der sogenannten 
sozial-ökologischen Transformation vom UBA beraten, und wenn ja, 
wie gestaltet sich diese Beratung konkret, und was ist der Gegenstand 
dieser Beratung?

Die Fragen 1 bis 1c werden gemeinsam beantwortet.
Das Umweltbundesamt (UBA) ist eine selbstständige Bundesoberbehörde im 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV). Seine Aufgaben und Funktionen 
sind im Gesetz über die Errichtung eines Umweltbundesamtes vom 22. Juli 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 3 – Drucksache 20/11216

https://www.bmel.de/DE/themen/tiere/umbau-tierhaltung/umbau-tierhaltung_node.html
http://www.berliner-kurier.de/politik-wirtschaft/gruenen-minister-plant-fleisch-steuer-was-bedeutet-das-fuer-verbraucher-li.2184560
http://www.agrarheute.com/politik/abschaffung-agrardiesel-fuer-landwirte-schuld-614364


1974 (zuletzt geändert am 24. Juni 2022) festgelegt. Zur Erfüllung seiner poli-
tikberatenden Funktion arbeitet das UBA im Rahmen der Ressortforschung zu 
fachlichen Themen und legt der Bundesregierung auf Basis wissenschaftlicher 
Forschung Konzepte und Vorschläge vor. So auch beim Thema Transformation. 
Die Bundesregierung prüft diese und bezieht sie in ihre Überlegungen mit ein.

2. Bestehen nach Kenntnis der Bundesregierung personelle Verflechtungen 
zwischen dem UBA und der Bundesregierung bzw. einzelnen Bundes-
ministerien einerseits oder dem UBA und bestimmten Nichtregierungs-
organisationen andererseits?

a) Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung ehemalige oder aktive 
Mitarbeiter des UBA, die derzeit für die Bundesregierung bzw. die 
Bundesministerien tätig sind, und wenn ja, welche Funktionen übten 
oder üben diese Personen im UBA aus, und welche üben sie für die 
Bundesregierung aus?

b) Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung ehemalige oder aktive 
Mitarbeiter der Bundesregierung bzw. der Bundesministerien, die der-
zeit für das UBA tätig sind, und wenn ja, welche Funktionen übten 
oder üben diese Personen für die Bundesregierung aus, und welche 
üben sie im UBA aus?

Die Fragen 2 und 2b werden gemeinsam beantwortet.
Zur temporären Deckung personeller Mehrbedarfe können Beschäftigte aus 
nachgeordneten Behörden – wie z. B. dem UBA – vorübergehend an das zu-
ständige Ministerium abgeordnet werden. In umgekehrter Richtung ist eine 
temporäre Personalverstärkung sehr unüblich (derzeit 0 Beschäftigte). Aktuell 
sind 19 Beschäftigte des UBA in den Bundesministerien tätig – i. d. R. in der 
Funktion als Referentin bzw. Referent. Im Rahmen von öffentlichen Ausschrei-
bungen bewerben sich regelmäßig auch Mitarbeitende aus dem Geschäftsbe-
reich und werden ggf. auch nach Eignung, Leistung und Befähigung ausge-
wählt und eingestellt bzw. versetzt.

c) Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung ehemalige oder aktive 
Mitarbeiter des UBA, die derzeit für Nichtregierungsorganisationen 
oder Gruppierungen wie die „Letzte Generation“, das „Bündnis Bür-
gerenergie“, die „Students for Future“, „Parents for Future“, „Omas 
for Future“, „Lawyers for Future“, „Psychologists for Future“, „Health 
for Future“, „Scientists for Future“, „Schools for Future“ oder „Ex-
tinction Rebellion“ tätig sind oder sich dort engagieren, und wenn ja, 
welche Funktionen übten oder üben diese Personen im UBA aus, und 
welche üben sie in den entsprechenden Nichtregierungsorganisationen 
oder Gruppierungen aus?

Entsprechende Informationen werden nicht erfasst und liegen daher auch nicht 
vor.

d) Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung ehemalige oder aktive 
Mitarbeiter oder Aktivisten aus Nichtregierungsorganisationen oder 
den in Frage 2c genannten oder vergleichbaren Gruppierungen, die 
derzeit für das UBA tätig sind, und wenn ja, welche Funktionen üben 
diese Personen im UBA aus, und welche übten oder üben sie in den 
entsprechenden Nichtregierungsorganisationen oder Gruppierungen 
aus?

Entsprechende Informationen werden nicht erfasst und liegen daher auch nicht 
vor.

Drucksache 20/11216 – 4 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode



3. Welche Rolle spielt das Konzept der Förderung der Ausbreitung von soge-
nannten Nischeninnovationen in der Politik der Bundesregierung (vgl. 
Vorbemerkung der Fragesteller)?

a) Wie bewertet die Bundesregierung das gezielte Schaffen von „Legiti-
mation und Nachfrage für einzelne Nischeninnovationen“ durch die 
Politik, wie es durch das UBA (137/2021, S. 37) vorgeschlagen wird, 
aus rechtsstaatlicher und demokratischer Perspektive?

b) Hat die Bundesregierung bisher das gezielte Schaffen von Legitimati-
on und Nachfrage für einzelne Nischeninnovationen betrieben oder ge-
fördert, und wenn ja, welche Innovationen waren oder sind davon be-
troffen, und welche Instrumente hat die Bundesregierung jeweils ein-
gesetzt?

c) Plant die Bundesregierung, für bestimmte Nischeninnovationen gezielt 
Legitimation und Nachfrage zu schaffen, und wenn ja, für welche, mit 
welchen Instrumenten jeweils, und in welchem Zeitraum?

d) Hat die Bundesregierung bisher einige der in Tabelle 1 (UBA 
137/2021, S. 30 f.) aufgezählten Handlungsansätze und Politikinstru-
mente im Rahmen der sogenannten sozial-ökologischen Transforma-
tion des Ernährungssystems umgesetzt, und wenn ja, welche sind das, 
was hat die Bundesregierung jeweils konkret durchgeführt, und wie 
bewertet die Bundesregierung die Ergebnisse ihrer Politik?

e) Hat die Bundesregierung bisher einige der in Tabelle 1 (UBA 
137/2021, S. 30 f.) aufgezählten Handlungsansätze und Politikinstru-
mente im Rahmen anderer Teilbereiche der sogenannten sozial-ökolo-
gischen Transformation umgesetzt, und wenn ja, welche sind das, was 
hat die Bundesregierung jeweils konkret durchgeführt, und wie bewer-
tet die Bundesregierung die Ergebnisse ihrer Politik?

f) Plant die Bundesregierung derzeit, einige der in Tabelle 1 (UBA 
137/2021, S. 30 f.) aufgezählten Handlungsansätze und Politikinstru-
mente im Rahmen der sogenannten sozial-ökologischen Transforma-
tion in Zukunft umzusetzen, und wenn ja, welche konkret, und in wel-
chem Bereich?

Die Fragen 3 bis 3f werden gemeinsam beantwortet.
Bei den in der Vorbemerkung genannten Publikationen handelt es sich um Stu-
dien im Rahmen der Ressortforschung. Die Inhalte liegen dabei in der Verant-
wortung der Autorinnen und Autoren dieser Studien.
Auch die Definition von Nischeninnovation, auf die sich die Anfrage bezieht, 
entstammt einer dieser Publikationen; die Bundesregierung verfolgt kein eige-
nes Konzept zur „Förderung der Ausbreitung von Nischeninnovationen“.
Darüber hinaus wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen.

4. Welche Rolle spielt das Konzept der sogenannten Exnovation in der Poli-
tik der Bundesregierung (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)?

a) Wie bewertet die Bundesregierung das gezielte Abschaffen oder Been-
den bestehender Technologien, Organisationsstrukturen oder Verhal-
tensweisen aus rechtsstaatlicher und demokratischer Perspektive?

b) Hat die Bundesregierung bisher das gezielte Abschaffen oder Beenden 
bestehender Technologien, Organisationsstrukturen oder Verhaltens-
weisen betrieben oder gefördert, und wenn ja, welche Technologien, 
Organisationsstrukturen oder Verhaltensweisen waren oder sind davon 
betroffen?
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c) Plant die Bundesregierung, bestehende Technologien, Organisations-
strukturen oder Verhaltensweisen abzuschaffen oder zu beenden, und 
wenn ja, welche, auf welche Weise, und in welchem Zeitraum?

d) Hat die Bundesregierung bisher einige der in Tabelle 3 (UBA 
137/2021, S. 34) aufgezählten Handlungsansätze und Politikinstru-
mente im Rahmen der sogenannten sozial-ökologischen Transforma-
tion des Ernährungssystems umgesetzt, und wenn ja, welche sind das, 
was hat die Bundesregierung jeweils konkret durchgeführt, und wie 
bewertet die Bundesregierung die Ergebnisse ihrer Politik?

e) Hat die Bundesregierung bisher einige der in Tabelle 3 (UBA 
137/2021, S. 34) aufgezählten Handlungsansätze und Politikinstru-
mente im Rahmen anderer Teilbereiche der sogenannten sozial-ökolo-
gischen Transformation umgesetzt, und wenn ja, welche sind das, was 
hat die Bundesregierung jeweils konkret durchgeführt, und wie bewer-
tet die Bundesregierung die Ergebnisse ihrer Politik?

f) Plant die Bundesregierung derzeit, einige der in Tabelle 3 (UBA 
137/2021, S. 34) aufgezählten Handlungsansätze und Politikinstru-
mente im Rahmen der sogenannten sozial-ökologischen Transforma-
tion in Zukunft umzusetzen, und wenn ja, welche konkret, und in wel-
chem Bereich?

Die Fragen 4 bis 4f werden gemeinsam beantwortet.
Bei den in der Vorbemerkung genannten Publikationen handelt es sich um Stu-
dien im Rahmen der Ressortforschung. Die Inhalte liegen dabei in der Verant-
wortung der Autorinnen und Autoren dieser Studien.
Neben vielen anderen Fragestellungen befasst sich die Bundesregierung grund-
sätzlich auch mit Fragen hinsichtlich der Beendigung der Ausübung einzelner 
Praktiken oder der Nutzung bestimmter Technologien. Beispiele sind:
• der im parteiübergreifenden Konsens verabschiedete Ausstieg aus der kom-

merziellen Nutzung der Atomkraft;
• der schrittweise Ausstieg aus der Kohleverstromung bis spätestens 2038, 

der Ergebnis langer Verhandlungen mit allen betroffenen gesellschaftlichen 
Gruppen war und dessen Strukturwandelfolgen in den Kohlregionen der 
Bund mit bis zu 40 Mrd. Euro unterstützt.

Darüber hinaus wird auf die Antworten zu den Fragen 1 und 3 verwiesen.

5. Setzt sich die Bundesregierung derzeit mit der Erforschung der Möglich-
keit und Durchsetzbarkeit von sogenannten Nischeninnovationen oder so-
genannten Exnovationen auseinander (vgl. Vorbemerkung der Fragestel-
ler)?

a) Wenn ja, um welche „Nischeninnovationen“ oder „Exnovationen“ 
handelt es sich dabei konkret?

b) Wenn ja, welche Bundesministerien sind mit dieser Frage befasst, 
welche Bundesbehörden sind ggf. eingebunden, und welche Mittel 
sind hierfür jeweils eingeplant?

c) Wenn ja, hat die Bundesregierung Forschungsinstitute oder andere 
Nichtregierungsorganisationen damit beauftragt, dieser Frage nachzu-
gehen, und wenn ja, welche sind das, was soll jeweils untersucht wer-
den, und welche Mittel stellt die Bundesregierung dafür jeweils bereit?
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d) Gibt es angesichts der Tatsache, dass das UBA in UBA 137/2021 
(S. 27) „vorrangig die Potenziale zur Verbesserung der Nachhaltigkeit 
des Ernährungssystems“ und „nur sekundär mögliche Nachteile und 
Risiken analysiert“ Projekte des UBA, anderer Bundesbehörden oder 
von von der Bundesregierung beauftragten Forschungsinstituten oder 
Nichtregierungsorganisationen, die mögliche Nachteile und Risiken 
von sogenannten Nischeninnovationen oder Exnovationen tiefgehend 
analysieren, und wenn ja, welche sind das, und wie viele Mittel stellt 
die Bundesregierung für die Erforschung dieser Frage bereit?

Die Fragen 5 bis 5d werden gemeinsam beantwortetet.
Wie in den Antworten zu den Fragen 3 und 4 ausgeführt, befasst sich die Bun-
desregierung unter anderem mit der Frage, ob – und wenn ja, wie – einzelne 
Praktiken, Technologien oder Nutzungssysteme beendet werden sollen. Ebenso 
gehört die Förderung von Innovationen zum Maßnahmenspektrum der Bundes-
regierung. Aufgrund der breiten Begrifflichkeit ist keine Einzelaufführung 
möglich.
Darüber hinaus wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen.

6. Wie stellt sich nach Ansicht der Bundesregierung das Verhältnis zwischen 
Bundesregierung und Bundesbehörden einerseits und den deutschen Bür-
gern andererseits dar, wenn es um Fragen der Umsetzung und Durchset-
zung der sogenannten sozial-ökologischen Transformation geht (vgl. Vor-
bemerkung der Fragesteller)?

a) Ist es nach Ansicht der Bundesregierung die Aufgabe von Bundes-
ministerien oder Bundesbehörden, Strategien und Narrative zu entwi-
ckeln, um bestimmte Praktiken und Technologien zu de-legitimieren 
und damit Verhaltensweisen von Staatsbürgern und Unternehmen, die 
aus Sicht der Bundesregierung unerwünscht sind, zu reduzieren bzw. 
vorherrschende Regime zu destabilisieren?

Die Fragen 6 und 6a werden gemeinsam beantwortetet.
Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben kann der Staat Einfluss auf bestimmte 
Praktiken und technologische Entwicklungen nehmen. So ist es beispielsweise 
gemäß Artikel 20a des Grundgesetzes (GG) Staatsziel, auch in Verantwortung 
für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere 
zu schützen. Diesem Ziel ist die Bundesregierung verpflichtet. Dem entspre-
chend strebt die Bundesregierung danach, zum Beispiel schädliche Stoffe und 
ihre Einflüsse auf den Menschen und die Umwelt zu reduzieren. Dies kann 
unter anderem durch die Förderung von innovativen, weniger schädlichen 
Technologien geschehen oder durch die Regulierung bestimmter Stoffe.

b) Inwiefern ist nach Ansicht der Bundesregierung das sogenannte Nud-
ging – also die Änderung von Verhalten oder Gewohnheiten in eine 
bestimmte Richtung, ohne Optionen dabei zu verbieten –, welches die 
Bundesregierung laut ihrer Ernährungsstrategie (Bundestagsdruck-
sache 20/10001, S. 50) auf seine Wirksamkeit überprüfen will, mit 
dem Prinzip der Volkssouveränität (Artikel 20 des Grundgesetzes) ver-
einbar?

c) Hat die Bundesregierung das Instrument des sogenannten Nudging be-
reits eingesetzt, und wenn ja, in Bezug auf welche Verhaltensweisen 
und Gewohnheiten deutscher oder ausländischer Bürger und Unter-
nehmen?

d) Plant die Bundesregierung die Verwendung des Instruments des soge-
nannten Nudging, und wenn ja, in Bezug auf welche Verhaltensweisen 
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oder Gewohnheiten deutscher oder ausländischer Bürger und Unter-
nehmen?

e) Arbeiten in den einzelnen Bundesministerien und den ihnen jeweils 
zugeordneten Behörden Personen an Projekten, bei denen es um das 
sogenannte Nudging deutscher oder ausländischer Bürger geht, und 
wenn ja, wie viele jeweils, und was ist jeweils das Ziel der Projekte?

f) Gibt es Unternehmen, Nichtregierungsorganisationen, Vereine oder 
sonstige Organisationen, die vom Bund direkt oder indirekt Zuwen-
dungen dafür erhalten, dass sie an Projekten arbeiten, in denen es um 
das Nudging deutscher oder ausländischer Bürger geht, und wenn ja, 
um welche Organisationen handelt es sich, welche Projekte werden 
gefördert und in welcher Höhe?

g) Wird nach Kenntnis der Bundesregierung in einzelnen Bundesministe-
rien oder in deren Auftrag an Projekten gearbeitet, in denen es um das 
sogenannte Nudging von Personen mit politischer Verantwortung geht, 
und wenn ja, welche Projekte sind das, und in welcher Höhe werden 
diese Projekte von der Bundesregierung finanziert?

h) Wird nach Kenntnis der Bundesregierung in einzelnen Bundesministe-
rien oder in deren Auftrag an Projekten gearbeitet, in denen es darum 
geht, mithilfe des sogenannten Nudging die politische Einstellung von 
deutschen oder ausländischen Bürgern direkt oder indirekt zu beein-
flussen, und wenn ja, welche Projekte sind das, und in welcher Höhe 
werden diese Projekte von der Bundesregierung finanziert?

Die Fragen 6b bis 6h werden gemeinsam beantwortet.
Kein Bundesministerium verfolgt „Nudging“ im Sinne der Fragen der Frage-
steller. Im Übrigen wird auf die Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
der AfD auf Bundestagsdrucksache 19/13042 sowie auf die Antwort zu Frage 1 
verwiesen.
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